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fiber die Oeffentlicb. e Landtagssitzung 
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Beginn 9.15 h. 

Anwesend sind alle Abgeordneten, ausser dem Abgeordneten Franz hoop, der durch den Abgeordneten Oswald Bühler ver- treten ist und Heinrichs Brunhart, der durch den Abgeord- 
neten Alexander Sele vertreten ist. 

Präsident Strub eröffnet die Versammlung und begrüsst die 
Herren Abgeordneten. Er ersucht den Protokollführer um Ver- lesung des Protokolls. 

Der Präsident stellt richtig, dass es auf Seite 2 (erster Absatz) bezüglich des Rechtsanwalts- und Rechtsagen- 
tengesetzes Traktandenliste, 

Anwalts- 
heissen das und 

s 
R. echtsagentengesetz 

und 
d1 er 

der 
Gesetzesentwurf 

üb er die Treuhänder, verschoben werden müsse, weil der kom- 
plettierte Entwurf noch nicht vorliege. " 

Weiters berichtigt der Präsident, dass auf Seite 
8, erster Absatz er folgende Bemerkung gemacht habe. " Er könne nicht verstehen, dass im Landtag darauf ausgegangen 
werde, die Klassen gegeneinander auszuspielen, indem die Ver- hältnisse der Beamten mit den Arbeitern verglichen werden. FIS müsse doch jedem der Herren Abgeordneten bekannt sein, dass die Kinderzulagen der Beamten einen integrierenden Be- 
standteil der Gehälter darstellen. " 

Auf Seite 11, dritter Absatz, sei das Abstimmungs- 
ergebnis bezüglich Auszahlung der Kinderzulagen 10 ja und 4 nein und nicht 9 ja und 6 nein, da am Nachmittag ein Abge- 
ordneter gefehlt habe. 

Präsident Strub frägt an, ob alle Abgeordneten mit dem ver- 
lesenen Protokoll ausser den vorgenommenen Richtigstellungen 
einverstanden sind. 
Ergebnis: Einstimmiges Einverständnis. 

1" Gesuch der Alpgenossenschaft Mattla um Subventionieren 
der N eder erste Jung des durch Rüfegan__zerstörten Al - 
weges auf 1attla. 

Präsident Strub verliest das Gesuch der Alpgenossenschaft 
1 ttla und die Stellungnahme des Fürstlichen Bauamtes. Nach- 
träglich gibt er noch den Standpunkt und den Antrag der Fi- 
nanzkommission bekannt, der wie folgt lautet: " Die Finanz- 
kommission beantragt an vorstehende Wiederherstellungskosten 
eine Subvention von 70A - nach dem Schlüssel fair Rüfever- 
bauungen - zu gewähren. " Hierauf stellt der Präsident das 
Gesuch zur Debatte. 

A. bg. Brunhart Fidel ersucht die Abgeordneten dem Antrag der 
Finanzkommission zuzustimmen. Es werde bei anderen Rüfen 
auch eine Subvention von 70' ausbezahlt und der Schaden sei 
wirklich gross. 

AAbg Wachter Johann unterstützt den Abgeordneten Brunhart 
und bemerkt, wenn der Schaden schon durch Rüfegang verur- 
sacht worden sei, solle auch der für Rüfen vorgesehene Sub- 
ventionssatz zur Anwendung kommen. 

Abg. Negele Josef stimmt diesem Antrag gleichfalls zu und 
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legt die finanziellen Schwierigkeiten dar, die der Alp- 
genossenschaft im Falle der Nichtbewilligung entstehen würden. 
Präsident Strub frägt an, ob sich zu diesem Punkte noch 
Jemand äussern will und nachdem sich niemand mehr zum 'ort 
meldet, wird zur Abstimmung geschritten: 

Wer also damit einverstanden ist, dass der Alp- 
genossenschaft 11Iattla an die Wiederherstellungskosten des durcl: 
Rufegang zerstörten Alpweges auf Iulattla eine Subvention von 
70$o gewährt wird, möge dies durch Hand erheben bezeugen. 

Abstimmungsergebnis: einstimmig. 
2" Gesuch der Sennerei gnossenschaft Balzers um Subvention 

fier die Errichtung einer neuen Genossenschaftssennerei 
sowie um Stellungnahme zur Auslösung des alten Semnerei- 
gebäudes. 

Präsident Strub erwähnt, dass diese Sennereiangelegenheit 
schon wi ederholt debattiert wurde und von Seiten des Land- 
tages schon wiederholt der WfýWWunsch e ee. zum Ausdruck ge- 
bracht worden sei, dass sich die beiden Genossenschaften 
Balzers und Mäls daraufhin einigen, ein gemeinsames Sennerei- 
gebäude zwischen Balzers und i , äls zu erstellen. DieSennerei- 
genossenschaft ] ls habe jedoch in diesen Vorschlag nicht 
eingewilligt und die S ennereigenoss ens chaft Baiz ers habe 
sich deshalb entschlossen, ein neues Sennereigebäude trotz- 
dem zwischen Balzers und Mäls zu erbauen. Das alte Gebäude 
sollte veräussert werden können, dies habe allerdings nur 
dann einen Zweck, wenn vom Fürstlichen Bauamt eine Umbau- 
bewilligung erteilt würde, ansonst eine Verkaufsmöglichkeit 
ziemlich beschränkt sei. Das Bauamt könne eine Umbaube- 
willigung nicht erteilen, da dies gegen die Bestimmungen 
des Baugesetzes wäre, weil das Gebäude zu nahe an der Strasse 
steht. Die Sennereigenossenschaft Balzers richtet deshalb 
an den Landtag das Gesuch, das Land möchte zusammen mit der 
Gemeinde Balzers das alte Gebäude für den Betrag von 
Fr. 10000. -- auslösen, ansonst der Sennereineubau nicht 
durchgeführt werden könne. Präsident Strub liest das Gesuch 
vor und informiert noch weiter über die Angelegenheit. 
Ausserdem gibt er noch den Inhalt eines Schreibens der Ge- 
meindevorstehung Balzers bekannt, aus dem hervorgeht, dass 
die Gemeinde bereit ist 2/5 der Auslösungskosten bis zum 
Betrage von Fr. 4000. -- zu übernehmen; ausserdem gibt er 
noch den diesbezüglichen Antrag der Finanzkommission bekannt, 
welcher lautet: " Die Finanzkommission'beantragt die Er- 
richtung der neuen Sennerei mit 15o der Gesamtkosten zu 
subventionieren. Wegen Auslösung des alten Sennereigebäudes 
wolle die Fürstliche Regierung und die Gemeindevorstehung 
Balzers mit der Genossenschaft die erforderlichen Verhand- 
lungen pflegen und die Angelegenheit sodann nötigenfalls 
dem Landtag unterbreiten ". Vi5n der Finanzkommission sei die 
Regierung ersucht worden, gemeinsam mit der Gemeinde Balzers 
mit der Genossenschaft zu verhandeln, um eventuell den 
Betrag von Fr. 10000. -- noch zu reduzieren, da derselbe 
ziemlich hoch erschien. Präsident Strub ersucht den Regie- 
rungschef um Aeusserung über den Verlauf der Verhandlung. 

Regierungschef Frick teilt mit, dass die Regierung anläss- 
lich einer 'Wuhrbegehung eine Besichtigung vorgenommen habe. 
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Sie sei zur Erkenntnis gekommen, dass der Bauwert des Ge- 
bäudes nicht Fr. 10000. -- darstellt, der Verkehrswert 
jedoch diese Summe erreichen würde, wenn man das Gebäude 
verkaufen wollte und eine Bewilligung zum Ausbau erteilen 
Würde. Dies sei jedoch gemäss dem Baugesetz nicht zulässig, ie Lage dürfte sonst bei diesem Gebäude mit der Zeit zu 
gefährlich werden. Sofern nun die Genossenschaft in dieser 
Angelegenheit sich selbst überlassen wird, ist sie nicht in 
der Lage eine neue Sennerei zu erstellen und die ganze lei- 
dige Geschichte mit der Milchversorgung wäre umsonst ge- 
wesen. Es sei dehsalb besser, wenn man dieses Gebäude aus- lose, auf keinen Fall sollte es aber ausgebaut werden. Die 
Sennereigenossenschaft hofft, dass der Landtag ihrem Vor- 
schlag zustimme, wonach das Land an die Auslösung Fr. 6000. -- und die Gemeinde Balzers Fr. 4000. -- 'zahlen würde. Das Ge- 
bäude liege zentral. 

Brunhart Fidel ist der Ansicht, dass eine Auslösung 
in der vorgeschlagenen Form am Platze sei; wenn schon ein Umbau durch das Land verunmöglicht werde, solle man die 
Genossenschaft entschädigen. 
Ab 

-0, Josef gibt bekannt, dass er auch ganz dafür sei, 
dass- aalles subventioniert werde, was wirklich nützlich sei. 
ür fr. gt jedoch an, wie seinerzeit der Fall mit der Sennerei- 
genossenschaft Vaduz gewesen sei. Dort habe man an eine Aus- 
lösung oder den Neubau auch keine besondere Entschädigung ge- 
geben. 

he, gierungschef Frick antwortget hierauf, dass in Vaduz und 
Balzers die Fälle nicht gleich liegen. Die alte Vaduzer 
Sennerei habe frei verkauft werden können, da das neue Bau- 
gesetz damals noch nicht bestanden habe. Diese Angelegen- 
heit resultiert aus dem neuen Baugesetz, das die Verbesserung 
des Dorfbildes vorsieht und gerade Balzers hätte gewisse Regu- 
lierungen gewiss notwendig. Es handelt sich hier nicht um 
eine Besserstellung von Balzers, sondern um die Wahrung des 
öffentlichen Interesses an der Verkehrserleichterung. 

. lbg. Kindle Florian bemerkt, nachdem der Beschluss gefasst 
worden sei, das Sennereigebäude zwischen Balzers und %ý! äls 
zu erstellen und sich die Genossenschaften trotzdem nicht 
einigen konnten, den Bau gemeinsam zu erstellen, schlage 
er vor die Subvention zu bewilligen. 

Abg. Negele Josef erwähnt, dass der Sennereineubau in Bal- 
zers sehr notwendig sei und ersucht die Subvention zu be- 
willigen um den Bau einer Sennerei zu ermöglichen. 

Präsident Streb: Nachdem alle die Sache unterstützt haben, 
schreite er zur Abstimmung. 

Vorerst soll darüber abgestimmt werden ob sich das 
Land an der Auslösung des Gebäudes beteiligt. Wer dafür ist, 
dass das Land drei Fünftel der Auslösungssumme bis zum Be- 
trage von Fr. 6000. -- zahlt, soll dies durch Hand erheben zu 
erkennen geben. 

Abstimmungsergebnis einstimmig. 

Präsident Strub: Die Finanzkommission habe vorgeschlagen, 
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eine Subvention von 15% auszuzahlen. zier damit einverstan- den ist, dass fur den Sennereineubau in Balzers eine Sub- 
vention von 15j an die Gesamtkosten bewilligt wird, möge dies duröh Hand erheben bezeugen. 

Abstimmungsergebnis: einstimmig. 

1liechtensteinisches Forstamt - Antrag auf Abhaltung; eines 
riolzerkurses und Gewährung eines Landesbeitrages von 
Fr. 1500. -- an die bezüglichen Kosten.. 

Präsident Strub lest das Gesuch des Forstamts vor und in- 
formiert noch über den Kostenvoranschlag für den Kurs. 
l Zit Rücksicht auf die Wichtigkeit der Angelegenheit finde 
er die Ausgaben in sehr bescheidenem '`hasse gehalten und er 
glaube nicht, dass dieser Vorschlag auf r))iderstand stossen 
werde. Von Seiten der Finanzkommission sei beantragt worden, 
dem Gesuch stattzugeben. 
Abg. Sehadler Eugen spricht sich für die Gewährung des 
Beitrages aus, macht jedoch darauf aufine±sam, dass das im 
Gesuch erwähnte Fallenlassen der sogenannten Forsttage der 
Bürger zu Schwierigkeiten führen werde. Er sei absolut 
dafür, dass ein Holzerkurs abgehalten werde, aber man solle 
mit der Abschaffung der Forsttage vorsichtig sein. 

Regierungschef Frick erwähnt, dass das heute gebräuchliche 
System nicht von heute auf morgen ersetzt werden könne. 
Eines sei sicher, dass man vom System der Kahlschläge voll- 
kommen abkommen müsse. Bei der Hochdurchforschung brauche 
es jedoch geschulte Leute, dort könne man nicht mehr jeder- 
mann zur Arbeit einspannen, der von der Materie überhaupt 
keine Kenntnisse besitze. Um solche Hochdurchforstungen 
richtig durchführen zu können, benötige man vorerst Auf- 
sichtspersonen in den Gemeinden, um das Hilfspersonal atn- 
zuleit en. Er sei nicht der Ansicht, dass mit den Gemeinde- 
tagen so schnell abgefahren werden könne, später werde es 
einmal ganz bestimmt dazu kommen, denn das ergebe sich schon 
aus der Bewirtschaftung heraus. Grosse Fichtenaufforstun- 
gen wie sich das bei lahlschlägen ergebe, kämen dann ja 
durch die Umstellung nicht mehr in Frage. Er möchte nur 
noch feststellen, dass wir heute in der Waldwirtschaft 
gegenüber der Schweiz um ca. 50 Jahre im Rückstand seien. 
Die benachbarten Kantone in der Schweiz sind uns in der 
lvaldwirtschaft weit voraus, indem sie 
schon lange ein Verbot des Kahlschlagens erlassen haben. 
Die Verhältnisse selbst werden die Gemeinden zu neuen 
Methoden zwingen, wenn sie noch nicht reife Wälder total 
umlegen wollen. Die heute angegebenen Pflichtbestände 
stimmen bei weitem nicht mehr. 

Abi;. Sele Josef bemerkt, dass er sich bewusst sei, dass 
die r aldkhrtschaft für Liechtenstein von grösster Bedeu- 
tung sei. Schon bei der Durchlesung der Traktanden sei ihm 
das Gesuch des Forstamtes aufgefallen. Er verstehe absolut 
nicht, warum ein Holzerkurs durchgeführt werden solle, 
seiner Ansicht nach seien die Waldaufseher für diese Auf- 
gabe da. Diese müssten auch schon die nötige Ausbildung 
bes}tzen, um diesen Aufgaben gerecht werden zu können. 
Er verstehe nicht warum noch ein zusätzlicher Kurs durch- 
geführt werden soll.. 4, 
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Präsident Strub erwähnt hiezu, dass entsprechend den Aus- t urigen des hegierungschefs ein anderes ýWaldbewirtschaf- 
tungssystem eingeführt werden müsse. Dadurch sei bedingt, 
dass auch das System der 1'ehrgruppenarbeit eingeführt werde. 

.t der Zeit werde eben durch das veränderte iýWirtschafts- 
system der Pflichttag in seiner heutigen Form in Ausfall 
kommen. Er sei vollkommen überzeugt, dass diese ausgebil- deten Holzer zu einer Verbesserung der `Jaldwirtschaft ausser- 
ordentlich beitragen können und halte es deshalb für zweck- 
mässig, dem Ansuchen zu entsprechen. 
Vi__ZePräsident Dr. Ritter äussert sich hiezu, dass im Zuge 
der beabsichtigten Neuordnung in der `; Waldwirtschaft die gel- tende Waldordnung abgeändert werden müsse. Vorläufig aber 
stünden nach dieser 'ialdordnung den Valdhirten gewisse Kom- 
petenzen bezüglich Holzung zu. -ý`iie es wäre, wenn $s diesen 
Aufsehern zur Pflicht gemacht würde, diesen Kurs ebenfalls 
zu besuchen. Jede Gemeinde hätte dann gleich zwei Mann, 
die über die neue Metholde im Bilde wären. 

H... ? erungschef Frick antwortet, dass er in dieser Hinsicht 
schon mit dem Forstamt gesprochen habe. Dort habe man ihm mit- 
geteilt, dass die i'aldaufseher einer besonderen Schulung 
unterzogen werden sollten. Ausserdem sei es nicht gut, wenn 
ein solcher Kurs durch zu viele Teilnehmer überlastet werde. 

Ate. Sele Alexander gibt seiner Auffassung Ausdruck, wenn man 
glaube, dass man von jeder Gemeinde nur einen Mann an diesen 
Kurs delegieren wolle, so solle man einen Naldaufseher-Stell- 
vertreter ernennen und diesen an einen solchen Kurs entsenden. 
Man würde sich durch diese Weise einen Nachwuchs für Wald- 
aufseher schaffen. Wenn diese Gemeindetage später auch aus- 
fallen sollten, sei er überzeugt, dass die Leute auch anders- 
wo wieder verwendet werden können. 

Abg. rW'achter Johann ist ebenfalls der Anficht, dass man dem 
Begehren des Forstamtes um Gewährung eines Beitrages an die 
Kosten dieses Kurses stattgeben soll und dass man den ? 1ald- 
hirten ebenfalls die Teilnahme zur Pflicht machen solle. 

: 
Ab--g. Sele Alexander möchte noch seine vorhergehenden Aus- 
fthrungen dahingehend ergänzen, dass auch er der Auffassung 
sei, dass es nichts schaden würde, wenn die 'r, aldaufseher auch 
an diesem Kurs teilnehmen würden. 

Regierungschef Frick teilt mit, er wisse, dass der Forst- 
meister diexaldhirten nicht vernachlässigen wolle und sicher 
auch ihre Kompetenzen nicht zu beschneiden gedenke, schon im 
Interesse eines Ausbaues der ?; `; aldwirtschaft. Der Forstmeister 
habe für diese -Tialdhirten lediglich eine spezielle Ausbildung 
vorgesehen, was er eigentlich am Platze finde, denn diese 
Funktionäre müssen als Vorgesetzte mehr Kenntnisse haben als 
ihre Untergebenen. Au. &h für die Besoldung und die Regelung 
der Kompetenzen der 1Týaldaufseher möchte er neue gesetzliche 
Regelungen treffen. Sein eigentliches Trachten gehe nach 
grösseren Waldrevieren, welche für rationelle -r;,. aldbewirt- 
schaftung unerlässlich ssi en. Nie sich dies dann durchführen 
lasse, werde man ja noch sehen. Vorerst gelte es das neue 
System einzuführen und er sei auch der Ansicht, dass diesem 
keine Schwierigkeiten in den.? : eg gelegt werden sollen. 
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Präsident Strub äussert sich ebenfalls dahingehend, dass eine dunger Kompetenzen nicht zu befürchten sei. 

Ab 
. Beck Johann spricht sich ebenfalls dafür aus, dass ein Zeltrag an diese Rolzerkurse gewährt werde. 

Ate. Bühler Oswald unterstützt das Gesuch bestens und ist 
sehr dafür, dass der angesuchte Beitrag bewilligt werde. Er warnt jedoch vor einer überstürzten Reorganisation der 
xaldwirtschaft, z. B. der Auflassung der Pflichttage in der 

ilaldwirtschaft. Die Gemeinde IIiiauren wäre z. B. heute nicht in der Lage die Holzlose mit festangestellten Waldarbeitern 
herzurichten, sonst würden die Holzpreise eine derartige 
Höhe erreichen, dass es für die Geiiieinden unmöglich würde, daB Bürger-Holzlosz im bisherigen Umfang abzugeben, obwohl 
es heute nicht besonders gross sei. Er möchte damit nur be- 
antragen, dass man auf die örtlichen Umstände Rücksicht 
nimmt und sich rechtzeitig mit den Gemeindevorstehungen in 
Verbindung setzt, damit der Lage in der Gemeinde Rechnung 
getragen werden kann. 

' Hasler Johann Georg spricht sich ebenfalls für die 
Abhaltung der -Holzerkurse aus. Gleichzeitig gibt er seinen 
Bedenken Ausdruck gegenüber den Aeusserungen des Forstamtes 
betreffs Auflassung der Pflichttage. Er sieht die feste An- 
Stellung oder Beibehaltung einer T` W'aldarbeitergruppe als zu 
grosse Belastung für die Gemeinden an. 

Abe. Sele Josef beantragt, dass aus jeder Gemeinde der 
Waldhirt und eine zweite Person an diesen Kurs beordert 

wird. Seiner Ansicht nach sollte auch nicht ein fixer Bei- 
trag festgesetzt werden, sondern einfach das Manko aufge- 
zahlt werden. 

Präsident Strub ist der Ansicht, dass man es den Gemeinden 
reistellen solle, wieviele Leute sie an diesen Kurs ent- 

senden wollen. Sache des Landtages sei es vor allem, zur 
angeforderten Subvention Stellung zu beziehen. 

Ab. viarxer Josef unterstützt die Abhaltung eines solchen 
Aölzerkurses ebenfalls. Er unterstützt die Ausführungen des 
Abgeordneten Bühler. Zugleich führt er aus, er könnet nicht 
ganz verstehen, warum in der Ebene kein Kahlschlag mehr vor- 
genommen werden könne. Er verstehe, dass ein Kahlschlag am 
Berg unmöglich sei, aber warum auch in der Ebene? Er erwähnt, 
dass sich unsere Gemeindebürger wahrscheinlich nicht ohne 
weiteres damit zufrieden gäben, wenn sie kein Bürgerholz 
mehr erhalten, wie z. B. in den Nachbarkantonen der Fall sei. 

Präsident Strub: Nachdem die Angelegenheit nun erschöpfend 
abgeklärt sei, schlage er vor, zur Abstimmung zu schreiten. 

agier also damit einverstanden ist, dass an die 
Kosten eines Holzerkurses Fr. 1500. -- von Seiten des Landes 
beigetragen wird, soll dies durch Hand erheben bestätigen. 

Abstimmungsergebnis: 14 Ja und 1 Nein. 

4. Gesuch der inländischen ; 'Neinproduzenten um Her4bsetzung der 
Alkoholsteuer r Inlandweine. 
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Präsident Strub informiert den Landtag über diese Angele- 
genheit und teilt mit, dass bei der n. egierung eine Besprechung der Produzenten mit dem '! +tirtetrerband und dem Weinbaukommissär 
stattgefunden habe. Er ersucht den Regierungschef, den Land- tag aber den Verlauf dieser Besprechung zu informieren. 
R gierungschef Frick teilt mit, dass der Vorstoss zur Herabsetzung der Alkoholsteuer von der Ninzergenossenschaft Vaduz gemacht worden sei und zwar nicht nur für den Vaduzer +ein, sondern für den gesamten Inlandswein. Man habe sich Oft beklagt, dass der hiesige Gdein so teuer sei. Aus diesem Grunde habe die Regierung dann die 'Weinpro duz ent en, die 'Wirte 
und den '' r(einbaukommissär zu einer Konferenz eingeladen, um den Vorschlag der , 'dintergenossenschaft Vaduz zu besprechen. 
Die Produzenten hätten dem Lande zugemutet, die Steuer von 40 Rappen pro Liter auf 5 Rappen zu reduzieren, wie sie vor dem Kriege war. Man habe sich gegenseitig Vorhalte gemacht, 
Fegen übersetzten Preisen etc.. Er habe dann den anwesenden Vertretern erklärt, dass die Steuer nur in dem Basstabe re- duziert werden könne, wie die Produzenten und die Wirte den Preis ebenfalls reduzieren. Schlussendlich habe man sich mit den Produzenten auf den Verkaufspreis von Fr. 2.80 pro Liter 
geeinigt. Der Wirt darf auf diesen Preis nochmals 100% zu schlagen. Samt Alkohol- und Umsatzsteuer käme dann also der Liter offenen Weines oder eine 7 dl-Flasche auf Fr. 6. -- zu 
stehen. Es wären nun alle interessierten Verbände und Teile 
mit dieser Regelung einverstanden und jeder habe etwas ge- 
opfert. Sofern die Wirte über den genannten Preis hinausgehen 
rollten, müssten sie eben wie bisher Fr. -. 40 Steuer be- 
zahlen. Er stelle ausdrücklich fest, dass diese Reduktion 
nur für die 1948er Ernte gelte, eine Erstreckung auf weitere Jahre hinaus müsste seinerzeit wieder beschlossen werden. Es 
sei jedoch paradox, dass man den Vaduzer in z. B. in St. Gallen 
für Fr. 6. -- pro Liter bekomme, während man im ; iteinbaugebiet 
Selbst Fr. 6.80 bezw. Fr. 7. -- zahlen müsse. Nach Aussagen 
der 'inzergenossenschaft Vaduz wäre sie in der Lage, auch heute noch den lýein für Fr. 3. -- in die Schweiz zu verkaufen. 

4b j"achter Johann bemerkt, wenn er recht verstanden habe, 
solle der Preis nur für die 1948er Ernte herabgesetzt werden. 
Es würde ihn dann wirklich interessieren, wie lange in den 
Gasthäusern dann noch 1947er verkauft wird, wahrscheinlich 
dürfte er sich ausserordentlich lange halten. 

Präsident Strub bemerkt, dass er einen lüssbrauch der Ver- 
günstigung bedauern würde, ist aber der Ansicht, dass ein 
Kenner die verschiedenen Jahrgänge ziemlich rasch unterschei- 
den können 

Abg. Sele Josef erwähnt, dass der Verkaufspreis von Fr. 6. -- immer noch zu hoch sei. Die Gewinnmarge von 100; 4 der Gast- 
wirte sei zu hoch, es sei doch nicht notwendig, dass diese 
soviel daran verdienen. Für den Produzenten stelle der Preis 
ein sauer verdientes Geld dar. Nur der fieinbauer selbst wiisse 
wieviel Pflege und Arbeit ein Weinberg verursahce. iit all 
dem habe der Gastwirt nichts zu tun und demgegenüber sei das 
Risiko des Gastwirts auch nicht so gross. 

. Regierungschef Frick macht darauf aufmerksam, dass man nicht 
vergessen dürfe, dass rin Gastwirt ein verhältnismässig grosses 

. 
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Kapital investiert habe. Er glaube nicht, dass die Gast- 
wirte in unserem Lande verhältnismässig am besten gestellt 
seien. Er bemerkt noch, dass die Steuer im Jahre 1945 unter der Voraussetzung hinaufgesetzt wurde, dass die Inlands- 
weine wie die Auslandsweine behandelt werden. 

steuerlich 
ýý�Tachter Johann bemerkt, dass wohl diejenigen Gastwirte 

das grösste Risiko haben, welche den 7Jein direkt vom Torkel 
beziehen. Es gebe jedoch auch viele Gastwirte, welche den 
sein auch von den Händlern beziehen und dadurch kein Risiko 

mehr haben (Schwund, Transport, Lagerung). 

Pierun; schef Frick ist der Ansicht, dass es tragbar wäre, 
wenn man den Preis auf Fr. 6. -- festsetzt, ausser der Staat 
würde mit der Steuer noch weiter heruntergehen. Seiner 
Meinung nach habe jedoch eine weiter Senkung der Alkohol- 
Steuer keinen Zweck. 

Präsident Strub schlägt vor, ob es nicht möglich wäre, 
diesen Preis, bezw. Schlüssel auch für die kommenden Jahre 
festzulegen. 

Re ierungschef Frick bemerkt, dass bei der Besprechung mit 
den -Verbänden die Liöglichkeit der Aufrechterhaltung dieses 
Preises auch. für die kommenden Jahre erruhnt worden sei, 
es wollte sich jedoch niemand festlegen. Ausserdem hänge 
der Preis auch von der Marktlage ab. 

Präsident Strub: 'Venn sich niemand mehr zu diesem Punkte 
äussern will, schreiten wir zur Abstimmung: 

Er verliest den Antrag der Finanzkommission, der 
wie folgt lautet: " Regierung und Finanzkommission beantragen 
die Steuer pro Liter von Fr. -. 40 auf Fr. -. 20 unter der 
Bedingung zu reduzieren, dass der Verkaufspreis pro Liter 
und 7 dl-Flasche Fr. 6. -- nicht übersteigt. 

"Wer mit diesem Vorschlag einverstanden ist, soll 
dies durch Hand erheben zu erkennen geben. 

Abstimmungsergebnis : 14 Ja und 1 neig.. 

5. Gesuch des Pfarramtes und der Gemeindevorstehung Triesen- 
berg um Subvention für die Renovation der seschakapelle. 

Präsident Strub liest das Gesuch vor und stellt die Ange- 
legenheit zur Debatte. 

Vizepräsident SDr. Ritter frägt an, welches der bei Kirchen- 
bauten und -- renovationen übliche Subventionssatz sei. 

Präsident Strub erwidert, dass hiefiir kein Satz bestimmt 
würde, Für die KapelleZlbun wurde seinerzeit eine Sub- 
vention von 35% als Ausnahmefall bewilligt. Für die Kirchen- 
renovation Mauren habe man nicht ganz 15ya bewilligt, es wurde 
dort ein fester Betrag ausgesetzt. 

Abg. Hasler Alois, erw. hnt, dass der Kostenvoranschlag für 
die Kir chenrdnovation Fr. 280 000. -- ausgemacht habe. 
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2. Beck Johann weist darauf' hin, dass es sich um eine 
ziemlich viel benützte Kapelle handle, die schliesslich ausser- halb der Gemeinde liege und auch viel oder eigentlich haupt- 
Sachlich von Feriengästen und Passanten besucht werde. 
Präsident Strub bemerkt, nachdem der Kostenvoranschlag für 
die erste Bauetappe bekannt sei, wäre er der Ansicht, dass 
das Pfarramt Triesenberg und die Gemeindevorstehung ersucht 
werden sollen, den noch ungedeckten Betrag bekannt zu geben. 

Abg. 
_Kindle 

Florian erkundigt sich, wie die Kapelle -v%aria 
1s. lf subventioniert worden sei. 
Abg. Brunhart Fidel gibt bekannt, soviel er wisse mit Fr. 5000. - 

A. 
_ 

Bühler Oswald äussert sich dahingehend, dass in diesem 
Falle auch die Gemeinde Triesenberg ein wenig mehr leisten 
könnte. Schliesslich stehe die Kapelle auf Gemeindeboden 
von Triesenberg und andere Gemeinden müssten für Kirchen- 
renovationen sozugagen zur Gänze selbst aufkommen mit der 
löblichen Ausnahme der Landessubvention. 2r würde in. ind. e- 
stens verlangen, dass die Gesuchsteller, wie dies sonst 
üblich sei, einen Kostenvoranschlag, die bisher eingelaufenen 
Spenden und den eventuellen Beitrag der Gemeinde bekannt 
geben. 

Abi. Sele Josef Unterstützt den Präsidenten, dass die Gesuch- 
steller vorerst den ungedeckten Betrag bekannt geben sollen. 
Diese Kapelle sei ja eine schöne historische Sache und er 
sei gewiss dafür, dass die erhalten bleibe. , liegen der Feuch- 
tigkeit sei er allerdings anderer Ansicht. Schon vor längerer 
Zeit sei in Vaduz einmal eine Lehrerwohnung abgesprochen wor- 
den, da die damalige Nietpartei es wegen der Feuchtigkeit 
nicht mehr auszuhalten können glaubte, aber heute wohne noch 
immer eine Arbeiterfamilie drin. Für diese Familie sei die 
11'yohnung wahrscheinlich gut genug. 

Regierungschef Frick teilt mit, wie er gehört habe, sollen 
die ganzen Renovationsarbeiten auf ca. Fr. 50000. -- zu stehen 
kommen. Die vorläufigen Kosten von Fr. 10000. -- dürften 
wahrscheinlich durch den Fond gedeckt werden. Ausser der 
Trockenlegung ist vorläufig nicht viel zu machen, denn die 
Gemälde und die Fresken seien durch die Feuchtigkeit schon 
zerstört. Die Renovationsarbeiten sollten allerdings gleich 
bEonnen werden, denn wenn die Kapelle noch einige Jahre so 
belassen wird, muss man fürchten, dass nicht nur das Dach 
und das Gebälk, sondern auch der Mörtel zwischen dem iEa. uer- 
gestein fam1 ist. Er sei auch der Ansicht, dass das Pfarramt 
und die Gemeinde ihr Gesuch richtig begründen sollen. Zum 
Subventionssatz selbst sei zu sagen, dass derselbe seiner- 
zeit bei der Festlegung der Subventionssätze ausgenommen wurde. 

Präsident Strub frägt, an, ob die Herren mit seinem Vorschlag, 
das Pfarramt Triesenberg einzuladen, den Baufonds sowie den 

ungedeckten Betrag für die 1. Bauetappe bekanntzugeben, ein- 
verstanden sind. Wenn sich niemand dagegen ausspreche, so 
betracht er die Angelegenheit in diesem Sinne vorläufig als 
erledigt. 

6. Kenntnisgabe der Generaldirektion der F. T. T. Bern von der 
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Kostenerhöhung der Automatisierung des Tele-phonwesens. 

Präsident Strub verliest den Bericht der Generaldirektion 
und Prägt an, ob sich jemand zu diesem Gegenstand zu äussern 
wünscht. 'enn sich niemand zum '�ort meldet, wird der Bericht 
vom Landtag zur Kenntnis genommen. 

Neue Strasse fischen - Mauren - Schellenberg. 

Präsident Strub bezieht sich auf die letzte Behandlung 
dieses Gegenstandes im Landtag, sowie auf d- . stattgefun- 
dene kommissionelle Begehung durch den Landmahd bringt 
hierauf den Antrag der Finanzkommission wie folgt zur 
Kenntnis: " Auf Grund der Anträge der Gemeinden Eschen, 
Mauren und Schellenberg bringt die Finanzkommission das 
Trace Güdingen - Berg - ltlittelschellenberg mit Zufahrts- 
strassen von Eschen und Mauren nach Güdingen zur Ausar- 
beitung in Vorschlag. Die Finanzkommission habe dem Fürst- 
lichen Bauamt bereits Auftrag erteilt, die alten Landstrassen 
z'tige festzustellen, welche den Gemeinden vom Lande abge- 
treten werden sollen. Der Präsident bringt die Stellungnahme 
des Bauamtes sodann zur Kenntnis. Die Strassenführung 
wird an Hand eines Planes aufgezeigt. Hierauf stellt der 
Präsident die Angelegenheit zur Diskussion. 

Bthler Oswald erwähnt, dass die Finanzkommission den Vor- 
schlag von drei Gemeindevertretungen abgeändert habe. Es 
werde der Vorschlag gemacht, die Abzweigung auf Unterschel- 
lenberg wegzulassen. Durch IvMonate sei von den drei inte- 
ressierten Gemeinden Sitzung auf Sitzung gehalten und ein- 
gehendst überlegt worden, was dem Landtage vorgeschlagen 
werden soll.. Er könne feststellen, dass im ganzen Vor- 
schläge nichts Uebertriebenes, sondern nut Zweckmässiges 
liege. Es sei zu berücksichtigen, dass Schellenberg aus 
drei Teilen bestehe, Unter-, iattel- und Hinterschellenberg. 
Der ganze Schellenberg sei eine Wegstunde lang und jeder 
i': 'eiler bilde etwas Abgeschlossenes für sich. Die drei 
interessierten Gemeinden hätten in engster Zusammenarbeit 
eine zweckmässige Lösung gesucht und auch gefunden. Er 
bedaure deshalb ausserordentlich, dass die Finanzkommission 
den Vorschlag, der ihr von den Gemeinden unterbreitet worden 
sei, dem Landtage nicht zur vollständigen Annahme empfehle. 
Es müsse einmal festgehalten werden, dass die Gesamtkosten 
des Projektes, wie sie vom Bauamte errechnet werden in 
keinem Verhältnisse zu dem stehen, was man im Lande schon 
alles gemacht habe, insbesondere indem es sich hier um 
5 Jahre Bauzeit handle. Er sei auch der Auffassung, dass 
die Mehrkosten bei Ausführung des Projektes im Sinne des 
Vorschlages der Gemeinden durch Beibehaltung der Abzweigung 
auf Unterschellenberg eine Lappalie darstellen. Es müsse 
berücksichtigt werden, dass mit diesen Iviehrausgaben dem 
Unterschellenb erg Ausserordentliches geboten werde. Aber 
auch die Gemeinde Ruggell rege sich und sei an dieser Ver- 
bindung über Unterschellenberg, das sei am niedrigsten Punkte 
sehr interessiert. Mittelschellenberg könne wegen der 
Postautoverbindung nicht fallengelassen werden. Um den 
Anschluss von Unterschellenberg in einem Zuge mitprojektie- 
ren zu können, soll der Landtag heute den Beschluss für das 
gesamte Projekt fassen und dann könne für die Abzweigung 
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nach Unterschellenberg, so dies für besser erachtet werde, der Kredit später bewilligt werden, hingegen bilde die voll- ständige Ablehnung eine Zerreissung der wohlüberlegten Vor- 
schläge seitens der Gemeinden. Die ii nsche der drei in- teressierten Gemeinden seien an allem, was in Liechtenstein 
gemacht worden sei, gemessen, sichtr berechtigt und nicht übertrieben 

. 
Hasler Alois ersucht, diesen Punkt von dieser Tages- 

ordnung zu streichen, da gegen dieses Projekt in Eschen und Schellenberg grosse Opposition bestehe, besonders jedoch in 
Eschen. Er sehe nicht ein, warum nicht eine Studiekommission 
eingesetzt werden sollte. Er erläutert noch die Strassen- 
führung. 

A. 
_; 

Schädler Eugen erwidert hierauf, dass es ihm aller- 
dings neu sei, dass in Eschen eine so grosse Opposition gegen dieses Projekt sein soll. Dem Gemeinderat sei von einer 
solchen Opposition nichts bekannt, es seien dort auch 
nie irgendwelche Abänderungsvorsdiläge gemacht worden, noch irgendwelche Rek13nationen. Wenn jemand gegen dieses Projekt 
In Eschen zu opponieren habe, so hätte er dies in erster Linie bei der Gemein devorstehung zu melden. Er verlange 
dass dieser Traktandenpunkt nicht von der Liste gestrichen 
Werde. 

. A- Bühler Oswald gibt seinem Bedauern darüber Ausdruck, 
dass Schellenberg heute im Landtage nicht geschlossen dastehe. 
Der Verschiebungsantrag vom Abgeordneten Hasler beinhalte 
nichts anderes als die Zerschmetterung des Unterländer Stras- 
senprojektes. Es sei doch bekannt, dass solche Verschiebungs- 
anträge schlussendlich auf Jahre, vielleicht sogar auf 10 
Jahre hinaus sich auswirken. Der Landtag stehe am Schlusse 
der Session. Nachher komme wieder anderes und es könne 
dann wieder viele Jahre dauern, bis die Unterländer Abge- 
ordneten mit einem spruchreifen Projekte vor dem Landtage 
stehen. In diesem Verschiebungsantrage liege System. Es 
sei ihm bekannt, dass einige Unberufene, die keine Verant- 
wortung zu tragen haben, sich anstrengen die Arbeit von 
drei Unterländer Gemeinden zu zerschlagen. IIrenn sich Abge- 
ordneter Hasler heute als z, Wortführer der Gemeinde Eschen 
ausgebe, so stelle sich er (Bthler) heute auf Seite der 
Schellenberger und kämpfe für eine Sadhe, nach der Schellen- 
berg schon während 20 Jahren rufe. Er bestreite, dass in 
Eschen eine Gegenströmung gegen das Projekt bestehe. Es sei 
eine Auffassung aufgekommen in Eschen, dass man weiter hinten 
mit der Strasse beginnen soll, solche -; 'ýünsche seien jedoch 
nicht-mit dem Gesamtprojekt in Verbindung zu bringen, sondern 
dies sei dann Sache der interessierten Gemeinde, solches mit 
der Regierung und mit dem Bauamte zu bereinigen. ; r. eder von 
Schellenberg noch von sauren aus bestehe ein Interesse, Eschen 
in Bezug auf Führung der Strasse in dort etwas einzureden. 
Der Abgeordnete Hasler solle sich vor Augen halten, wie er 
in seiner Gemeinde heute Abend dastehe, wenn es ihm gelinge, 
ein spruchreifes MMM Projekt für das Unterland zur Zer-- 
s chmett erung zu bringen. Er ruft die Unterländer Abgeordneten 
auf, heute einig zu sein. 

Abi;. Hasler Alois macht darauf aufmerksam, dass die Opposi- 
tion in Eschen ziemlich stark sei, auch in den Zeitungen sei 
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geschrieben worden, er kenne zwar den Einsender nicht. 
A_B-hler Oswald erwidert hierauf, dass dies Dr. Goop von 
. eschen war. Dieser Lianas sei nicht dazu berufen, heute in 
,. ahrung der Interessen des Unterlandes aufzutreten. Die Ge- 
meindevertretungen der drei interessierten Gemeinden seien betrebt, Aufabaupolitik zu betreiben. Die Ideen dieses Zei- 
tnngs schreibers seien für das Unterland nicht massgebend. 
A Elkuch Plffilipp unterstützt den Abgeordneten Hasler. 
Dem Schellenberg sei es ganz bestimmt nicht wert, was die 
unteres Strecke koste. Er legt seine Ansicht über das Trace 
noch weiter aus. Er wäre der Ansicht, dass das erste Teil- 
stück bald in Angriff genommen werde und zwar sollte auch 
dafür gesorgt werden, dass die Arbeit vorwärts geht. Schellen- 
berg wünsche nun einmal eine direkte Verbindungsstrasse. 

Le ierungschef Frick nimmt Bezug auf die Ausführungen des 
"ýbgeordneten. lkuch, welcher angeregt habe, dass bei der 
Gampriner Strasse wieder weitergearbeitet werden könnte. Die 
Gemeindevorstehung Ganprin habe vor kurzem mitgeteilt, dass 
Arbeiter vorhanden seien, man könne die Arbeiten deshalb 
xm Laufe des -inters fortfuhren. Die Gampriner Strasse sei 
beschlossen und werde im Sinne des seinerzeitigen Landtags- 
beschlusses ausgeführt. "Wenn man beim anderen Projekt eine 
Bauzeit von fiinf Jahren ins Auge fasse, so soll auch hier 
richtig vorgegangen werden. Es sei absolut nicht notwendig, 
dass man diese Strassenbauarbeiten forciere, solange man 
keine einheimischen Arbeitskräfte zur Verfügung habe. 

Zurückkommend auf das heute zur Debatte ste- 
hende Projekt bedauert der Regierungschef, dass die Unter- 
länder Gemeinden über diesen Punkt nun plötzlich nicht mehr 
einig sind. Er könne allerdings nicht verstehen, dass ein 
Antrag auf Verschiebung eingereicht werde, wenn man bedenke, 
dass die Unterländer Gemeinden schon vor zwanzig Jahren ihr 
erstes diesbezügliches Gesuch eingereicht hätten. 

Abg. ! ele Josef bemerkt, wie allen bekannt sei, sei bei 
allen Abgeordneten der Wille vorhanden, bei solchen Projekten 
etwas Richtiges zu schaffen.. Nachdem die Gemeindevertretungen 
scheinbar vom Abgeordneten Bühler beeinflusst worden seien, 
hätten sie sich nachher vielleicht eines anderen besonnen. 
Nachdem die Gemeinden gesehen haben, dass der Landtag dem 
Projekt gegenüber eine zustimmende Haltung einnimmt, hätten 
sie zur Einreichung eines Abänderungsantrags vielleicht eher 
den Mut gefunden. 

Abg. Beck Johann weist auf die Meinungsverschiedenheiten 
zwischen den Unterländer Gemeinden hin und schlägt vor, dass 
die betreffenden Gemeindevorsteher mit dem Fürstlichen Bau- 
amt eine Besprechung über die Angelegenheit abhalten sollen. 

Abg. Schädler Eugen kommt nochmals auf den Antrag des Abge- 
ordneten Alois Hasler zurück und stellt fest, dass es ihn 
tatsächlich sehr befremde als Vertreter der Gemeinde Eschen, 
dass behauptet werde, dass in Eschen eine starke Opposition 

gegen dieses Projekt bestehen soll. Es sei ihm von einer 
solchen Opposition nichts bekannt und er wiederhole nochmals, 
dass auch beim Gemeinderat und bei der Gemeindevorstehung 
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Aichts vorliege. Eschen stehe voll und ganz zum ausgearbei- teten Projekt. Selbstverständlich könne man über eine kleine 
Aenderung diskutieren, deshalb sei es aber nicht notwendig, die ganze Vorlage in Frage zu stellen. 

- _ler Oswald erwähnt, dass es ihm klar sei, um was 
es heute gehe. Es werden nun alle Anstrengungen gemacht, 
eine intensive Arbeit von drei Gemeinden zu zerschlagen. Es 
werde ihm vom Abgeordneten Sele der Vorwurf gemacht, dass 
er die Gemeindevertretungen beeinflusst habe. Hierzu stelle 
er fest, dass er gerade bei der Gemeinde Schellenberg die 
Vertretung des Maximums, was Schellenberg anfordern kann, 
angeregt habe, mehr habe er ftW Schellenberg wohl nicht tun können. Ferner sei er der Auffassung, dass die Gemeinde- 
Vertretungen im Unterland selbst imstande sind, sich ein klares Urteil zu bilden und man erblicke wieder in diesem 
Vorwurf um was es gehe, um die Schaffung von Uneinigkeit. 
Die Gemeindevertretungen im Unterland würden sich der Lächer- 
lichkeit preisgeben und sich bestimmt dagegen verwehren, 
dass sie sich von ihm hätten beieinflussen lassen. Und wenn 
dem aber so wäre, dann wäre es nur zur Vertretung des MMaxi- 
mums an Forderungen im Landtage und nicht zu einer Schädigung 
der Gemeinden. Es wurde vom Abgeordneten Sele auch angeregt, 
dass in den Gemeinden Abstimmungen durchgeführt werden sollen, 
darüber, wo diese Strasse erbaut werden soll. Er frage an, 
wo man je einmal in Liechtenstein bei Ausführung von Landes- 
Projekten Gemeindeabstimmungen durchgeführt habe. Dies sei 
Praktisch ganz unmöglich. Wenn man eine Strasse vom Land 
aus für drei Gemeinden baue, so brauche es eine Zusammenarbeit 
durch die Gemeindevertretungen und nicht Volksabstimmungen. 
Es sei in Liechtenstein noch kein Projekt vom Landtage so 
gründlich untersucht und erwogen worden, man habe viel 
Grösseres gebaut, ohne vorherige Begehungen und im Unterland 
sei man nun dreimal gewesen. Von einer Oberflächlichkeit 
könne man nicht mehr reden. Heute stehe das Projekt be- 
schlussreif vor dem Landtage. Wenn man heute noch bei dieser 
Aktenlage dagegen arbeite, so geschehe dies, um einer Op- 
position, wie man sie überall antreffe, zu dienen. Er schlage 
deshalb nochmals vor, heute diese Sache zur Beschlussfassung 
zu bringen. 

Regierungschef Frick kommt zurück auf die /des Ab- 
geordnetenS&e wegen Abstimmung über das Strassenprojekt. 
Er erwähnt, dass der Landtag über die Durchführung von 
Strassenbauten keine Volksabstimmung durchführen könne, das 
wäre zu kompliziert und wurde zu weit gehen. Er ist der 
Ansicht, dass es wohl wenig Strassen gebe, die der Landtag 
so genau angesehen hat. Die Strassen haben oft eine inte- 
ressante Entstehagsgeschiehte, er führt diesbezüglich ein 
Beispiel von Schaan an. Es wird es auch im Unterland nicht 
möglich sein., ein Projekt auszuarbeiten, womit alle einver- 
standen sind. Er möchte die Unterländer Abgeordneten noch 
darauf aufmerksam machen, dass es vielleicht doch nicht 
richtig ist, wenn der Punkt von der heutigen Traktandenliste 
gestrichen wird und dass sie sich über die eventuellen Folgen 
klar sein müssten. Dieses Mal wäre dann nicht das Oberland 
schuld, wenn die Strasse nicht gebaut würde. 

Ab g. Sele Josef unterstützt den Regierungschef. Man möchte 
sic nur nicht den Vorwurf machen lassen, dass der Landtag 
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einen Strassenbau beschlossen habe, der zwei Gemeinden nicht genehm sei. Er wiederhole nochmals seinen Vorschlag, dass 
sich die Unterländer Gemeinden zuerst einigen sollen. 
Abi Hader Alois ist der Ansicht, dass er von den Herren 

er und Schäner falseh, %-n-- vPrstAnAPn , ranrdP _ Fr ha'hP 
tatsächliche diverse Stimmen gehört, die sich. gegen dasPro- jekt ausgesprochen hätten. 

Präsident Strub bemerkt, dass der stille Beobachter den 
indruck gewinnen mässe, dass es anfange kitzlig zu werden. Eine Zurückziehung des von den Gemeinden Eschen, Mauren und Schellenberg eingereichten Vorschlages für die Führung des Strassentraces sei von dieser oder jener Seite nicht erfolgt und für den Landtag sei deshalb die vorliegende Aktenlage 

massgebend. Seinerseits glaube er, dass über die Traceführung heute abgestimmt werden solle, nicht dass der Landtag von Seite des Unterlandes wieder der Verschleppungstaktik be- 
schuldigt werde. Da es sich beim bezüglichen Beschiusse um 
einen Finanzbeschluss handle, derselbe also ausgeschrieben 
werden müsse, hätten es die Gegner immer noch in der Hand, 
ihrem Willen auf dem Referendumswege zum Durchbruch zu ver- helfen. Die Ausführungen des Abgeordneten Bühler hinsicht- 
lich des gesamten Strassenprojektes könne er sich nicht ganz 
Zu eigen machen. Es sei für das Land keine Lappalie, ob es 
einige Hundert Meter mehr oder weniger neue Strassenstrecken 
baue, es gehe hiebei um grosse Geldsummen. Die Gemeinden 
Y1es Unterlandes hätten früher immer nur von einer Verkehrs- 
Strasse nach Schellenberg gesprochen. Nachdem nun der Aus- 
bau der Strasse von Gamprin her bereits beschlossen sei und 
ein weiteres Trace zur Beschlussfassung stehe, möchte er 
empfehlen, dem Antrage der 
Strassenstück nach Untershellebergwürde 

Finanzkommission 
somit 

s 
in Wegfall 

kommen. Zusätzliche Strecken könnten später immer noch be- 
schlossen werden, sofern sich für deren Ausführung eine drin- 
gende Notwendigkeit zeige. 

Ab g. Hasler Alois gibt seiner Auffassung Ausdruck, dass der 
Abgeordnete Elkuch der ganzen Sache wahrscheinlich auch mehr 
Sympathie entgegenbringen würde, wenn die von ihm vorge- 
schlagene Variante zur Ausführung käme. 

Abg. Bühler Oswald erklärt, dass Mauren absolut kein In- 
teresse habe, dem unteren Schellenberg eine bestimmte Trace 
über die Prügelbrücke aufzureden. Es sei Mauren ganz gleich- 
gültig wo diese Strasse auf Unterschellenberg einmal gebaut 
werde und er gebe von sich aus für Mauren die Versicherung 
ab, dass den Unterschellenbergern nie Schwierigkeiten gemacht 
werden, wenn es einmal darum gehe, dieses Teilstück zur Aus- 
führung zu bringen. Nachdem nun die Abgeordneten Hasler und 
Elkuch erklärt haben, dass sie in diesem Falle, wenn Mauren 
diese Erklärung abgebe, einverstanden seien, bestehe keine 
Meinungsdifferenz mehr, man solle zur Abstimmung schreiten. 

Abp. Elkuch Philipp gibt bekannt, nachdem abgeklärt sei, dass 
die Gampriner Strasse weiter ausgebaut werde und auch die 
anderen Strassenstücke eingebaut werden, könne er sich mit 
dem Projekt auch einverstanden erklären. 

Abg. Hasler Alois ist der Ansicht, dass man das Projekt 
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80 zur Ausführung bringen könne, wie man es vorhin be- 
sprochen habe. Er ziehe somit seinen Antrag auf Verschiebung 
zurück. Die Uebernahme von Landstrassen müsse jedoch mit in den Beschluss einbezogen werden. 
Abg. Bühler Oswald teilt mit, dass er sich zum Vornherein fei eventuellen Abänderungen dem Schiedsspruch der Regierung 
fügen werde, bezüglich der Uebernahme von Landstrassen sei 
er der Ansicht, dass dort vorher noch die Gemeinden ange- hört werden sollten. 
Re erungschef Frick gibt bekannt, dass die Strecken im vor- 
llegenden Vorschlag eingezeichnet sind. 
Präsident Strub gibt hierauf die Strecken bekannt. 

A Bühler Oswald stellt fest, dass im Vorschlage des 
auamtes der Gemeinde Mauren und den anderen Gemeinden zu- 

sammen mehr alte Landstrassen zugewiesen werden, als das 
ganze neue Strassenprojekt Länge aufweist. Es sei offen- 
sichtlich auch nicht berücksichtigt worden, dass im vorge- 
schlagenen Projekte bereits Landstrassen enthalten seien. 
Er schlage deshalb vor, dass diese Angelegenheit eine ein- 
gehende Geberprüfung erfahren solle. 

Re ieru sschef Frick stellt fest, dass als Grundsatz gelten 
Sollte, dass die Gemeinden exbensoviel Kilometer Strassen 
wieder zu übernehmen haben, wie neue gebaut werden. 

Ah g. Btihler Oswald gibt zu, dass die Aeusserung des Regie- 
rungschefs vollkommen richtig ist. Er möchte nur verhindern, 
dass noch mehr Irrtümer entstehen durch eine falsche Auf- 
stellung und wiederholt deshalb seinen vorherigen Vorschlag, 
dass die Gemeinden nach Abklärung der Angelegenheit mit dem 
Bauamt wegen der Einteilung der alten Landstrassenstrecken 
noch angehört werden sollen. Abgeordneter Bühler gibt 
approximative Masse an und beweist, dass die in der Tabelle 
angegebenen Masse nicht stimmen können. 

Ab g. Sele Josef fragt an, was denn eigentlich das ganze Pro- 
ekt oste? 

Re ierunschef Frick teilt mit, dass es sich auf Fr. 640000. -- 
belaufe. Er ist erstaunt, dass der Abgeordnete Sele von diesem 
Betrag noch keine Kenntnis hat, nachdem das Projekt bereits 
einige Male besprochen wurde. Regierungschef Frick bemerkt 
noch, dass eine stufenweise Bauetappe von fünf Jahren vorge- 
sehen sei aus dem Grunde, um hauptsächlich auf den Arbeits- 
markt Rücksicht nehmen zu können. Wahrscheinlich werde nun 
ja doch das von der Finanzkommission vorgeschlagene Projekt 
beschlossen werden. 

Abg. Sele Josef bemerkt, dass er ja schliesslich nur Auskunft 
verlangt habe und dazu sei man schliesslich ja da. 

Reisrungschef Frick gibt noch bekannt, dass die Baukosten 
für die Gampriner Strasse nicht genau bekannt seien, da sie 
Jahr für Jahr für die entsprechenden Bauetappen in das Finanz- 
gesetz aufgenommen werden. 
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Präsident Strub liest einen Vorschlag über einen Beschluss- 
passus vor. 
Vizepräsident Dr. Ritter erwähnt, dass es vielleicht ange- bracht wäre, die fünfjährige Baudauer in die Beschlussfassung aufzunehmen. 

Ab Elkuch Philipp verlangt, dass die Gampriner Strasse so- fort weiter gebaut werde. 
Präsident Strub Weist darauf hin, dass bereits ein bezüg- 

c er esc uss bestehe und es nicht angängig sei, über das 
gleiche Projekt einen zweiten gleichlautenden Beschluss zu fassen. 

Reßierun schef Frick weist zum wiederholten Male darauf 
In, dass bisher keine eigenen Arbeitskräfte vorhanden waren, mit denen die Arbeit hätte durchgeführt werden können. Man 

könne mit 4-6 Arbeitern keinen Strassenbau beginnen, von denen dann noch zeitweise einige in der Landwirtschaft tätig 
sein müssten. Es sei ohnehin schon sehr stark kritisiert 
worden, dass soviele fremde Arbeitskräfte im Land tätig seien. Dann habe es doch keinen Zweck, diese ungesunden Verhältnisse 
noch zu übertreiben. 

A.. Sele Josef erklärt, äachdem sich die Unterländer Abge- 
oräneten ge rügt hätten, sei er auch bereit seinen Vorschlag 
zurückzuziehen, zwar nicht mit 100%iger Ueberzeugung dass 
man nun die beste Lösung gefunden habe. 

Präsident Strub: Wir schreiten nun zur Abstimmung, wer mit ro gender Beschlussfassung über diesen Punkt einverstanden ist, möge dies durch Hand erheben bezeugen: 
" Der Landtag beschliesst für die neue Strasse 

nach Schellenberg das Trace Güdingen - Unterberg - Oberberg 
Bitsche - Mittelschellenberg mit Zufahrtsstrassen von Eschen durchs Tal nach Güdingen und von Mauren über Lutzfeld 

nach Gttdingen unter der Voraussetzung zur Ausführung zu brin- 
gen, dass die beteiligten Gemeinden Eschen, Mauren und Schel- 
lenberg alte Landstrassenstrecken im Gesamtausmass der zu bauenden neuen Strasse zu Lasten der Gemeinden übernehmen. 
Der Kostenbetrag für oben projektierte Strasse, die in fünf 
Jahresetappen gebaut werden soll, wird mit ca. Fr. 630 000. -- 
veranschlagt und der hiefür erfordezliche Kredit bewilligt. 
Dieser Beschluss wird als nicht dringlich erklärt ". 

Abstimmungsergebnis: einstimmig. 

Abi. Elkuch Phiilliii fasst seine Stellungnahme nochmals wie 
folgt zusammen: Zu vorliegendem Strassenprojekt kann ich nur 
zustimmen in der Voraussetzung, dass die Strasse Gamprin - Schellenberg ehestens reguliert wird. Ferner auch, dass in 
Aussicht gestellt ist zu dieser neu projektierten Strasse 
vom Wohlwendhaus Schellenberg aus, eine Verbindungsstrasse zu 
wachen, gerade Linie bis zur Einmüdnung der Maurerstrasse 
unter Güdingen. Das ganze Projekt wäre sonst für 40% der 
Schellenberger wertlos. 

Abg. Bühler Oswald spricht dem Landtag und dem Regierungschef 
fürs diese Beschlussfassung im Namen der unterzeichneten drei 
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drei Unterländer Gemeinden seinen Dank aus, gleichzeitig 
ersucht er die Regierung, die beschlossene Bauzeit von fünf 
Jahren möglichst genau einzuhalten. 
Schluss der Sitzung um 18.30 h. 
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